
 

 Drucksachen-Nr. 

6891/2020-2025 
 
 
Datum: 

05.10.2023 
 
 

 
 
 
An die Vorsitzende/den Vorsitzenden des 
Stadtentwicklungsausschusses 
Herrn Strothmann 
 
 

Anfrage 
 

Gremium Sitzung am Öffentlichkeitsstatus 

Stadtentwicklungsausschuss 24.10.2023 öffentlich 

 
 
Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes): 

 

Anfrage Fraktion Bündnis 90/Die Grünen "Vergleichsgelder Hagedorn" 
 

 
Text der Anfrage: 

Warum hat sich die Stadt in diesen beiden Verfahren, bei denen – inzwischen als rechtsgültig 
bestätigt – eine rechtmäßige Stilllegungsverfügung mit der Androhung entsprechender 
Zwangsfelder zu Grunde lag, auf Vergleiche eingelassen?  

Zusatzfragen: 

1. Auf welche Höhe wurden die Zwangsgelder durch diese Vergleiche abgesenkt?  
2. Werden die Zwangsgelder für die Förderung der Arbeit ehrenamtlich tätiger 

Naturschutzvereine, was wir bei diesem Sachverhalt als sinnvoll erachten, eingesetzt?  

 
Begründung: 

Am 20.9.2023 wurde vor dem Verwaltungsgericht in Sachen Klage des BUND gegen die Stadt 
Bielefeld (Baugenehmigung SL Riding Ranch) verhandelt. Am gleichen Tag standen noch in der 
gleichen Sache drei weitere Verfahren auf der Tagesordnung. Es ging um die Klagen von Barbara 
Hagedorn gegen die im September von der Stadt Bielefeld verfügte Stilllegungsverfügung und die 
zur Durchsetzung erlassenen Zwangsgelder in Höhe von 20.000 Euro und 40.000 Euro.  

Hintergrund: Hagedorn hatte auf der Baustelle entgegen des dort weiter aufgrund des 
Eilbeschluss des VG vom 13.12.2021 geltenden Baustopps die Bauarbeiten fortgesetzt. Die Klage 
gegen die Stilllegungsverfügung zog die Klägerin kurz vor dem Verhandlungstermin zurück. 
Begründet wurde das mit Erfolglosigkeit, da in der Sache ein Eilantrag im Dezember 2022 letzt-
instanzlich und damit rechtskräftig vom OVG Münster abgelehnt worden war. Zu den beiden 
Klagen gegen die Zwangsgelder kam es vor dem VG laut Presseberichten jeweils zu Vergleichen 
zwischen der Stadt und Hagedorn, bei denen im Ergebnis die Höhe der Zwangsgelder jeweils 
deutlich reduziert worden sein soll. 

 
Unterschrift: 

 
gez. Paul John 
Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen 
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